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Anl a ge 11.
(Drucksachen.Nr. 10.)

Bericht und Antrag
des Probinzialausschusfes,

betreffend

den Erlaß eines Reglements für die Ausführung des Gesetzes, betreffend die Be¬
schulung blinder und taubstummer Kinder vom 7. August 1911 (G.-S. S. 168)
und für die Leitung und Verwaltung der Provinzial-Taubstummen- und Blinden¬

anstalten der Rheinprovinz.

Der Provinzinlverband hat es sich schon seit Jahrzehnten znr Aufgabe gestellt, den taub¬
stummenund blindenKindern aus der Rheinprovinz in den Provinzial-Taubstummen-und Blinden¬
anstalten eine schulplanmäßigeErziehung zn geben nnd sie nach besten Kräften soweit zu fordern,
daß sie später sich ihren Lebensunterhalt selbst erwerben konnten. Diese bisher freiwillig über¬
nommeneAufgabe ist durch das am 1. April 1912 in Kraft tretende Gesetz, betreffend die Be¬
schulung blinder und taubstummerKinder, vom 7. Angust 1911 zur gesetzlichen Pflicht geworden.
Zur Ausführung des Gesetzes bedarf es eines neuen, vom Provinziallnndtag zu beschließendenReg¬
lements, da die bisherigen Reglements über die Leitung und Verwaltung der Provinzial-Taub¬
stummen-und Blindenanstalten nebst den zugehörigenAufnahmebedingungendurch das Gesetz über¬
holt sind. Der Entwurf des neueu Reglements ist in der Anlage niedergelegt. Er ist so auf¬
gestellt, daß er einheitlich für die Taubstummenund Blindenanstalten gilt, die Aufstellung geson¬
derter Reglements, wie sie bisher für beide Anstaltsarten bestanden,ist nicht mehr zweckmäßig.

Die regelmäßig acht Jahre dauernde Schulpflicht beginnt nach dem Gesetz bei den taub¬
stummenKindern mit 7, bei den blinden Kindern mit 6 Jahren. Die Bürgermeister haben eine
Nachweisung über die noch nicht schulpflichtigen taubstummenund blinden Kinder zu führen. Eine
Ausfertigung der Nachweisunghaben sie I V« Jahre vor Beginn der Schulpflicht den Ortsschnl-
behördenzu überweisen, die sie ihrerseits wieder mit ihren Aeußerungenversehen dnrch Vermittlung
des Kreisschulinspektorsund des Landrats der Königlichen Regierung, Abteilung für Kirchen- und
Schulwesen,übermittelt. In den kreisfreienStädten gelangt die Nachweisung unmittelbar an die
Schuldeputlltion. Der Landeshauptmann erhält eine Abschrift der Nachweisung. Die Frist von
1'/2 Jahren ist von dem Minister in der Ausführungsanweisungzum Gesetz bestimmt, damit die
Provinz sich in der Einrichtung oder Erweiterung ihrer Schulen rechtzeitig für die Aufnahme der
schulpflichtigen Kinder vorbereitenkann. Die Festsetzungder Schulpflicht der Kinder erfolgt nach
den näheren Bestimmungen der Ausführungsanweisung durch Beschluß der Regierung oder der
städtischen Schuldeputatiun. Der Beschluß, gegen den Beschwerde bei dem Kreisausschusfezulässig
ist, wird den Eltern der Kinder und dem Landeshauptmann zugestellt.

Das Gesetz und die Ausführungsanweisungenthalten genaue Vorschriftendarüber, wie bei
der Einschulungzu verfahren ist, wann und unter welchen Voraussetzungenden Eltern der Kinder
ein Beschwerderecht gegeben ist und anderes mehr. Für das Reglement kommt es im wesentlichen
darauf an, Bestimmungendarüber zu treffen, in welcher Weise in der Rheinpruviuz den für die
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Provinzialverbände angegebenenVorschriften des Gesetzes und der Ausführungsanweisung Rech¬
nung getragen werden soll.

Der Landeshauptmannweist die Kinder den einzelnen Taubstnmmen-oder Blindenanstalten
zu. In Ziffer 1 und 2 des Reglementsentwurfsist darüber das Nähere bestimmt. Die Anstalten
bleiben wie bisher konfessionell geteilt, ohne daß jedoch dadurch die Aufnahme von Kindern anderer
Konfessionen gänzlichausgeschlossen wird. Letzteresist deshalb wichtig, weil nach dem Gesetz die
Kinder möglichst an dem Wohnort ihrer Eltern eingeschultwerden sollen, wie es namentlich in
Essen auch für viele evangelischeKinder dem Wunsche der Eltern entsprechend bis jetzt der Fall war.

Damit die Eltern in der Lage sind, ihre Wünsche zu äußern und die nötigen Vor¬
bereitungen für die Zuführung der Kinder nach den Anstalten zu treffen, ist in Ziffer 3 des
Reglements der Ausführungsanweifungentsprechend vorgesehen,daß ihnen sechs Wochen vor dem
Schulbeginn unter Benennung der Anstalt von der bevorstehenden Einschulung Kenntnis gegeben
wird. Der Ortsarmenverband soll die gleiche Mitteilung erhalten, weil er nach dem Gesetze, wenn
die Eltern dazu nicht in der Lage sind, für die erste Ausstattung des Kindes und für feine Ueber¬
führung in die Anstalt zu sorgen hat. Die endgültige Einweisung in die Anstalten foll nach
Ziffer 3 Abfatz 3 längstens zwei Wochen vor Schulbeginn erfolgen. Soweit die taubstummen
Kinder in Familienpflegegegeben werden muffen, hat das bei einer Familie ihres Bekenntnifseszu
geschehen (Ziffer 2, Absatz 3). Daß bei der Auswahl der Familien mit größter Sorgfalt zu ver¬
fahren ist, bedarf keiner weiteren Ausführung; die näheren Vorschriftendarüber finden sich in der
Dienstanweifungfür die Anstaltsdirektoren,die den Pflegevertrag abzuschließen haben. Dem Gesetz
entsprechend ist unter Ziffer 4 des Entwurfs noch vorgesehen,daß den Wünschender Eltern auf
Unterbringung in einer anderen Anstalt oder in einer anderen Familie tunlichst Folge gegeben
werden soll; es setzt das natürlich voraus, daß die Wünsche nicht auf bloßer Willkür beruhen,
fondern ihnen stichhaltigeGründe zur Seite stehen.

Gegen die Entscheidung des Landeshauptmanns wegen der Unterbringung der Kinder steht
den Eltern das Recht der Beschwerde an den Ober-Präsidenten offen. Dieses im Reglement be¬
sonders hervorzuheben,erscheint unnötig, ebenso wie es sich erübrigt, die Einzelheiten bei der
geschäftlichenBehandlung der Schulaufnahme in dem Reglement zu erwähnen, wie z. B. die vurge-
fehenen Bestimmungenüber die verschiedenen Mitteilungen an die Schulaufsichtsbehörde,die die
Schulpflicht festgesetzthat.

Unter Ziffer 5 des Entwurfs ist nähere Anordnung über die erste Ausstattung der Kinder
getroffen. Die Kosten fallen nach § 11 des Gesetzes dem Ortsarmenverband zur Last.

Die Vorschrift in Ziffer 6 über die Ausdehnung der Schulpflichtbis zur Dauer von drei
Jahren entspricht der Bestimmung in § 9 des Gesetzes. Daß die Verfügung des Landeshaupt¬
manns den Eltern bekannt zu geben ist, versteht sich von selbst; auch daß diese nach dem Gesetze
gegen die Verfügung Befchwerdebei dem Provinzial-Schulkollegiumerheben können, bedarf keiner
besonderen Erwähnung in dem Reglement. Für" dieses kommt es nur auf die Feststellungan, daß
die Verfügung über die Ausdehnung der Schulpflichtdem Landeshauptmann übertragen werden soll.
Dasselbe gilt von der Bestimmung unter Ziffer 7 über die etwaige Zurückstellungeines schul¬
pflichtigen Kindes bis zu einem Jahre (§ 10 As. 2 des Gesetzes). Wenn Eltern die Beurlaubung
eines Kindes wünschen, ist die Entscheidung nach Ziffer 7 gleichfallsdem Landeshauptmann vorbe¬
halten, sofern die Beurlaubung von längerer Dauer fein soll. In der Dienstanweisungfür die
Direktoren ist näheres darüber zu bestimmen, wieweit die Befugnis diesen zu übertragen ist, etwa
bis zur Dauer von fünf Tagen.
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Wann die Schulentlassung der Kinder stattfinden kann, ist in 8 10 Abs. 1 Ziffer 1—4
des Gesetzesgenau geregelt. Es genügte deshalb in Ziffer 8 des Entwurfs, der die Verfügung
über die Entlassung dem Landeshauptmann überträgt, auf die Gesetzesbestimmungen zu verweisen,
ohne sie im Wortlaut wiederzugeben.

Von besonderer Bedeutung ist die Vorschriftunter Ziffer 9 über die zu zahlendenKosten.
Nach den bisherigen Reglements betrug das Pflegegeld für die taubstummen Kinder jährlich 300,
für die blinden Kinder 400 Mark, Außerdem warm die Kosten für Bekleidung und Schulbücher,
außergewöhnliche Krankenkosten und die Verpflegungskostenzu entrichten, die während der Ferien
entstanden, wenn die Kinder für diese Zeit nicht aus der Anstalt abgeholt wurden. Für die
blinden Kinder waren die jährlich für die Bekleidung und Wäfche zu zahlenden Kosten auf den
festen Betrag von 65 Mark bestimmt.

Durch den Betrag von 300 Mark werden die tatsächlichen Ausgaben für die Verpflegung
der taubstummen Kinder nicht gedeckt, zumal in den einzelnen Taubstummenanstaltenseitens der
Provinz für die Kinder ein Wegegeld bis zu 1,20 Mark und in Neuwied teilweife bis zu
1,30 Mark täglich gezahlt werden muß. Die Kosten für Bekleidung, Wäfche, Schuhwerk und
dergleichen,deren Beschaffung der Provinz mit Ausnahme der ersten Ausstattung gesetzlich obliegt,
sind bei dem starken Verschleiß und dem Wachstum der Kinder recht beträchtlich, jedenfalls hat
sich der Betrag von 65 Mark bei den Blindenanstalten als kaum ausreichend erwiesen. Rechnet
man noch die Kosten für die Schulbücher, die Verpflegungskustenin Krankheitsfällen und die
Kosten der ärztlichenBehandlung hinzu, feiner die Pflegekostenwährend der Schulferien oder die
Kosten der Fcrienreisen zu den Eltern, die die Provinz ebenfalls zahlen muß, fo kann ein Unter¬
haltsgeld von jährlich 400 Mark, wie es in dem Entwurf vorgefehenist, nur als niedrig bemessen
bezeichnet werden, Der Gleichmäßigkeit halber wird man bei den Blindenanstalten davon absehen
müssen, neben dem bisherigen Pflegegelde von 400 Mark noch weitere Kosten zu erheben, so daß
also die 65 Mark Kleidcrkosten künftig in Fortfall kommen.

Das Pflegegeld kam bis jetzt freilich nur zu einem sehr geringenTeil zur Erhebung, weil
die Kinder durchwegin bedürftigen Verhältnissenleben und außer ihren Eltern andere Zahlungs¬
pflichtige nicht vorhanden waren. Nur die neben dem Pflegegclde zu entrichtendenKosten für
Bekleidung «. wurden von den Kreifen und Ortsarmenverbänden regelmäßig bezahlt, weil die
Entrichtung diefer Kosten die Bedingung für die Aufnahme der Kinder in die Anstalten war. Im
übrigen genossen diese meist ganze oder Teilfreistellen. Das Gesetz hat nunmehr eine neue Rechts¬
lage geschaffen, indem es bestimmt,daß die Kosten, die aus dem Vermögen der Kinder oder durch
die unterhaltpflichtigen Angehörigen nicht gezahlt werden, von den endgültig unterstützungs-
pflichtigen Ortsarmenverbänden eingefordert werden können. Die Kreise sind verpflichtet, letzteren
mindestens zwei Drittel der Kosten als Beihilfe zu gewähren. Diese Gesetzesbestimmung ist der
Vorschriftin § 31«, des Gesetzes vom 11. Juli 1891 über die erweiterte Armenpflege(Anstalts¬
pflege der Geisteskranken, Idioten :c.) nachgebildet,und wie hier die Provinz die Kosten von den
Ortsarmenverbänden einzieht, so wird in Zukunft auch bei den taubstummenund blinden Kindern
zu verfahren sein. Jedenfalls läßt es sich angesichts der gesetzlichen Bestimmung nicht rechtfertigen,
die erheblichen Unterhaltskosten, die bis jetzt ungedeckt blieben, in Höhe von mehr als
200 000 Mark auch in Zukunft noch auf allgemeine Steuermittel zu übernehmen und die Kreife
und Ortsarmenverbände dadurch ohne rechtliche Verpflichtung zu entlasten. In Ziffer 9 Abf, 2
des Entwurfs ist dementsprechend die Einziehung der Kosten von den Kreisen und Ortsarmen¬
verbänden vorgeschrieben.
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Die Kosten der allgemeinen Verwaltung, des Baues uud der Unterhaltung der Taubstummen-
und Blindenanstaltensowie die Kosten für den Unterricht und die Erziehung der Kinder hat die
Provinz allein zu tragen. Es darf also auch kein Unterrichtsgeld mehr erhoben werden, wie es
in Höhe von 100 Mark jährlich in den seitherigen Reglements vorgesehenwar. Für landarme
Kinder hat die Provinz auch die Kosten des Unterhalts allein zu tragen.

Freistellen oder Teilfreistellenwerden künftig nur noch bei den älteren Blinden in Frage
kommen, die nach Beendigung der Schulpflichtnoch länger in den Anstalten verbleiben,um sich in
den Fortbildungstlassennamentlichin ihrem Handwerkbis zur Ablegung der Gesellenprüfungweiter
vorwärts zu bilden. Unter Ziffer 11 des Entwurfs ist die entsprechende Bestimmung vorgesehen.

Zu den Vorschriften unter 12 bis 16 des Entwurfs ist nichts besonderes zu bemerken.
Sie entsprechen im wesentlichen den Vorschriften in den seitherigenReglements. Nach Ziffer 17
hat das neue Reglement gleichzeitigmit dem Schnlpflichtgefetzam 1. April d. Is. in Kraft zu
treten. Es gilt von da ab ebenso wie das Gesetz nebst der Ausführnngsanweisungnicht nur für
die künftig aufzunehmendenSchüler, sondern auch für alle jetzt schou in den Taubstummen-und
Blindenanstalten befindlichenZöglinge. Das Reglement unterliegt nach dem Gesetzeder Geneh¬
migung durch die Minister der geistlichen und Unterrichtsaugelegcuheitenund des Innern.

Der Pruvinzialausschußbeehrt sich zu beantragen:
„Der Pruuinzillllandtag wolle das Reglementfür die Ausführung des Gesetzes, betreffend
die Beschulungblinder und taubstnmmerKinder, vom 7. Angust 1911 und für die
Leitung nnd Verwaltung der Provinzial-Tanbstummcn-und Blindenanstalten in der in
der Anlage vorgelegten Fassung beschließen und den Landeshauptmann ermächtigen,
etwaige Aendcrnngen,die von den Herren Ministern zwecks Genehmign»«, des Reglements
gewünscht werden, seinerseitsin diesen vorzunehmen."

Düsseldorf, den 3. Februar 1912.

Der Provinzialausschuß:
O. Graf Beissel von Gymnich, Dr. von Nenvers,

Vorsitzender. Landeshauptmann.

Meglement
für die Ausführungdes Gesetzes, betreffend die Beschulung bliuder und taubstummer
Kinder, vom 7. August 1911 (G. S. S. 168) uud für die Verwaltunguud Leitung

der Piobinzial-Taubstummeu- und Blindenanstalten der Nheiuprouinz.

Anstalten, Schutaufnahme.
1. Diejenigen taubstummen und blinden Kinder aus der Rheinprovinz, für die der Ein¬

tritt der Schulpflicht rechtskräftigfestgestelltund bei denen nicht nachträglich für ausreichenden
Ersatzunterrichtgesorgt ist, unterliegen der Unterbringung in den Prouinzial-Unterrichtsanstalten.

Die Unterbringung richtet sich allgemein nach dem Gesetz und der dazu erlassenen Aus»
führungscmweisungder Minister der geistlichen und Unteriichts-Angelegenheitenund des Innern.
Im einzelnenwird folgendesbestimmt.
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2. Die Provinzial-Taubstummenanstaltenin Aachen, Brühl, Cöln, Essen, Kempen und
Trier dienen zur Beschulung katholischer,diejenigen in Elberfeld und Neuwied zur Beschulung
evangelischer taubstummer Kinder. Schwachbefähigtekatholische Kinder werden in der Provinzial-
Taubstummenanstalt in Essen-Huttrop, evangelische Kinder gleicher Art in der Anstalt in Neuwied
untergebracht.

Für die katholischen blinden Kinder ist die Provinzial-Blindenanstalt in Düren, für die
evangelischen die Provinzial-Blindenanstalt in Neuwied bestimmt.

Die Aufnahme von Kindern anderen Bekenntnissesist für die einzelnen Anstalten nicht
ausgeschlossen.

3. Der Landeshauptmann ordnet die Aufnahme zum nächsten Schulaufnahmetermin an
und gibt den Eltern der Kinder unter Benennung der Anstalt möglichst 6 Wochenvor Beginn des
Schuljahres von dieser Anordnung Kenntnis, damit sie die nötigen Vorbereitungenfür die Ueber»
führung der Kinder in die Anstalten treffen und etwaige Wünsche über die Wahl der Anstalt
äußern können. Den Ortsarmenuerbänden ist gleichzeitig entsprechende Mitteilung zu machen.

Soweit es angängig ist, hat die Unterbringung der Kinder in Anstalten ihres Wohnortes
oder in solchen Anstalten zu erfolgen, die sie von ihrem Wohnorte aus besuchenkönnen. Im
anderen Falle sind sie, sofern die Anstalten nicht mit Internaten verbunden sind, in Familien
ihres Bekenntnissesunterzubringen. Bei der Wahl der Anstalt ist auch auf den Gesundheitszustand
der Kindel und ihre körperliche EntwickelungRücksicht zu nehmen.

Längstens zwei Wochen vor Beginn des Schuljahres stellt der Landeshauptmann den
Eltern oder gesetzlichenVertretern die endgiltigeAufforderung zu, die Kinder zum Aufnahmetermin
den betreffendenAnstalten zuzuführen.

4. Die Wünscheder Eltern sind nach Möglichkeitzu berücksichtigen.Ebenso ist später
ein etwaiger Antrag der Eltern auf Unterbringung der Kiuder in einer anderen Anstalt oder bei
einer anderen Familie tunlichst Folge zu geben.

Aleiderausstattung.
5. Die Kinder haben bei dem Eintritt in die Anstalt als erste Ausstattung mitzubringen:

2 vollständigeAnzüge, 2 Kopfbedeckungen, 2 Paar Schuhe oder Stiefel, 2 Halstücher, 6 Paar
Strümpfe, 6 Taschentücher, 6 Hemden; Mädchen außerdem 2 Unterrücke und 6 Schürzen.

Dauer der Schulpfiicht.
6. Die Schulpflicht dauert im allgemeinen acht Jahre. Der Landeshauptmann ist in¬

dessen berechtigt,die Schulpflicht für taubstumme Kinder bis zum 18., für blinde Kinder bis zum
17. Jahre auszudehnen, wenn die Kinder das Lehrziel des Unterrichts noch nicht erreichthaben
und nach Lage ihrer körperlichen und geistigen Entwickelunganzunehmenist, daß sie es bei Fort¬
setzung des Unterrichts erreichen werden. Bei der Entscheidungist besonders auf das weitere
Fortkommen und die berufliche Ausbildung der Zöglinge Rücksicht zu nehmen.

7. Der Landeshauptmann kann ein schulpflichtiges Kind bis längstens auf die Dauer
eines Schuljahres vom Schulbesuch zurückstellen, wenn besondere Gründe dazu vorliegen, z. B.
wegen Ueberfüllungder Aufnahmeklasseoder wegen Krankheit des Kindes. Ebenso entscheidet der
Landeshauptmann über etwaige längere Beurlaubungen der Kinder vom Schulbesuch.

Ontlassnng.
8. Die Entlassung erfolgt durch den Landeshauptmann unter den im § 10 des Gesetzes

angegebenenVoraussetzungen.
23
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^1 ^ Kosten.
9. Für die Kinder, die vom Provinzialverbande in Anstaltspflege genommen oder in

Familienpflege gegeben sind, wird ein in vierteljährlichenTeilbeträgen im voraus zu entrichtendes
Pflegegeld von 400 Mark für das Schuljahr erhoben. Aus diesem Pflegegclde sind außer den
Kosten des Unterhalts der Kinder auch die Kosten für Bekleidung und Wäsche,abgesehen von der
ersten Ausstattung, sowie für Schulbücher und dergleichen, die Kosten für Krankenpflegeund
ärztlicheBehandlung zu bestreiten, ferner die Kosten der Ferienreisen der Kinder zu ihren Eltern,
wenn sie nicht von letzterenauf eigene Kosten abgeholt und zurückgebracht werden.

Soweit die Pflegekostennicht aus dem Vermögen der Kinder oder von ihren unterhalts¬
pflichtigen Angehörigen getragen werden können und es sich nicht um landarme Kinder handelt,
sind die Kosten durch Vermittelung der Kreise nach den Vorschriftendes 8 31«, des Gesetzes vom
11. Juli 1891 (G. S. S. 301) von den endgültig unterstützungspfiichtigenOrtsarmenverbänden
zu verlangen. Die Kreise, denen die Ortsarmenverbände angehören, haben diesen mindestenszwei
Drittel der Kosten als Beihilfe zu gewähren.

Wenn die Kinder aus begründeter Ursache nicht das ganze Schuljahr in der Anstalt
zubringen, ist nur ein entsprechender Teil der Pflegekostenzu entrichten.

Mnterticht.
10. Der Unterricht wird nach einem im Einvernehmen mit dem KöniglichenProvinzial-

schulkollegium festgesetzten üehrplan erteilt, der der Genehmigungdes Ministers unterliegt.
Isortbiloungsunlerricht.

11. Sind an den Blindenanstalten Fortbildungsklasseneingerichtet, in denen die Zöglinge
nach Beendigung der Schulpflicht für ihren späteren Beruf eine weitere Ausbildung erfahren, so
entscheidetder Landeshauptmann über die Zulassung zum Besuche der Fortbildungsklassen und
über die Entlassung.

Für die Blinden, die zum Besuche der Fortbildungsklasse in der Anstalt verbleiben,
betragen die Kosten gleichfalls400 Mark, jedoch kann der Landeshauptmann alsdann, wenn die
Eltern in bedürftigen Verhältnissen leben, den Kindern volle oder Teil-Freistellen gewähren.

ZnstaltsverwaNung.
12. Die Anstalten werden von dem Provinzialausschusse,dem Landeshauptmann und den

ihm zugeordnetenoberen Beamten entsprechend der Provinzialordnung und den geltendenGeschäfts¬
ordnungen verwaltet.

Dem Landeshauptmann ist namentlich vorbehalten:
»,. die Aufstellung der Haushaltspläne für die Anstalten;
d. die Buch» und Rechnungsführungüber deren Einnahmen und Ausgaben;
o. die vorliiusigeAnnahme von Beamten nach den Vorschriften des Reglements über die

dienstlichen Verhältnisseder Provinzialbeamten der Rheinprovinz;
ä. die Bestimmung über die Art der Veschafsung von Verpflegungsbedürfnissenund deren

Vergebung und Prüfung der Veköstigungsnachweife;
o. der Erlaß der Dienstanweisungensür die von ihm anzustellenden Beamten; die Dienst¬

anweisungenfür die von dem Provinzinlansschuß anzustellendenBeamten werden von
diesem erlassen.

t. Festsetzung der Schulferien.
8. Verfügung über die etwaige Belassung der Kinder in den Anstalten, wenn die

Eltern aus der Rheinprovinz verziehen.
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13. Die besondere Leitung und Verwaltung der Anstalten innerhalb der Grenzen der
Haushaltspläne und der gegenwärtigen Vorschriftensowie ihrer Dienstanweisung ist den Anstalts-
direktuien unter der durch die Dienstanweisung angeordnetenMitwirkung der übrigen Anstalts-
beamten anvertraut.

14. Die Austaltsdirektorensind als erste Beamte der Anstalten die nächsten Vorgesetzten
der Beamten und Bediensteten. Sie sind für die ordnungsmäßigeVerwaltung verantwortlichund
verpflichtet,überall die Wohlfahrt der Anstalten zu wahren und auch innerhalb der dem Provin¬
zialausschußund dem Landeshauptmann zustehenden Befugnissein Dringlichkeitsfällen Anordnungen
vorbehaltlichder sofortigenAnzeigean den Landeshauptmann zu treffen.

AnstaNsbeamle.
15. Die Anstaltsbeamtenwerden, soweit sie nicht durch Dienstvertraganzunehmen sind, nach

vorangegangener Probezeit nach den Bestimmungen des Reglements über die dienstlichen Ver¬
hältnisse der Provinzialbeamten der Rheinprovinz angestellt,die Direktorenund Lehrer auf Lebens¬
zeit. Der Provinzialausschußkann von der Probezeit Abstand nehmen.

Die Direktoren der Taubstummenanstalten müssen die den staatlichen Vorschriften
entsprechende Befähigung zur Anstellung als Vorsteher von Taubstummenanstaltenbesitzen,ebenso
müssen die Lehrer und Lehrerinnen vor der endgültigen Anstellung die Taubstummenlehrerprüfung
nach der staatlichen Prüfungsordnung bestanden haben.

Die Direktoren der Blindenanstalten müssen in der Regel die Befähigung zum Mittel-
schulrcktoramt,die Lehrer und Lehrerinnen mindestens die Befähigung zum Volksschullehramtnach
den staatlichenAnforderungenbesitzen.

Meaufstchttgung.
16. Für die Ausübung der staatlichen Aufsicht sind die Bestimmungenin der Provinzial«

ordnung sowie die sonstigengesetzlichenBestimmungenmaßgebend.
Die Beaufsichtigung der Anstaltsgebäude in baulicher Hinsicht sowie die geschäftliche

Behandlung der Ausbesserungenund Ergänzungsbauten erfolgt nach den von dem Provinzial
ausschußerlassenenbesonderenReglements.

Außer den von dem Landeshauptmann sowie dem zuständigen Abteilungsdirigenten in
der Regel unvermutetvorzunehmenden Revisionenfinden auch gelegentliche Revisionender Anstalten
durch den Provinzialausschußstatt.

Schlußvestimmung.
17. Dieses Reglement tritt unter Aufhebung der bisherigen Reglements über die

Leitung und Verwaltung der Provinzial-Taubstummen- und Blindenanstalten der Rheinprovinz
am 1. April 1912 in Kraft.

23'


	Seite 173
	Seite 174
	Seite 175
	Seite 176
	Seite 177
	Seite 178
	Seite 179

